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andtags⸗Verhandlungen. 


Abgeordnetenhaus. 
Funfzehnte Sitzung vom 3. Dezember. 
f (Schluß.) 
Abg. Solger vertheidigt ſeinen Antrag. Der⸗ 
ſelbe wurde bereits im vorigen Jahre geſtellt. Das 


Verlangen nach einer Reform der inneren Verwaltung 
iſt laut geworden von allen Seiten des Hauſes nicht 
allein, wir haben vielmehr vom Miniſtertiſche gehört, 
daß dieſes Verlangen anerkannt werde. Der Wunſch 
nach Dezentraliſation beherrſcht im Augenblicke Alles 
und dicſer Wunſch iſt hervorgegangen aus der ganzen 
geſchichtlichen Entwicklung der Gegenwart. Es iſt Sache 
der Staatsregierung, den Strom in ein Bett zu leiten, 
wo er wohlthätig wirken kann, weil er entfeſſelt ſchäd⸗ 
lich wirkt. Das ganze Leben eines Volkes wurzelt in 
der Gemeinde. Die Ereigniſſe von 1866 haben den 
Blick des ganzen Volkes nach Richtungen hingeltitet, 
von welchen er ſich nicht mehr ablenken läßt. Nach 
einer Richtung hin haben wir von dem Miniſtertiſche 
bereits ſehr befriedigende Aeußerungen gehört. Wie auf 
dem Gebiete des Rechts, ſo iſt es auch an der Zeit, 
Reformen in der inneren Verwaltung vorzunehmen. 
Dieſe Reformen werden zwar eine große Arbeitskraft für 
die Regierung herbeiführen, allein die durchgeführten Re- 
formen werden die Regierung wieder erheblich entlaften. 
(Bravo!) ; 
Abg. v. Dieſt: Ich gehe von der Vorausſetzung 


Stettiner 


Abendblatt. 


Selbſtverwaltung das, was ich ſo eben angeführt habe, 
jo iſt die Regierung nicht nur mit dem Gedanken ein- 
verſtanden, ſondern ſie hat bereits einen Schritt zur 
That an den Tag gelegt. Es iſt der Provinz Han⸗ 
nover ein Regulativ vorgelegt, welches darauf abzielt, 
die Selbſtverwaltung herzuſtellen. Die ganze Idee iſt 
vielfach beſprochen, aber vielfach falſch aufgefaßt. Das 
Provinzialgeſetz von Hannover enthielt bereits Beſtim⸗ 
mungen, welche der Provinzialvertretung das Recht der 
Selbſtverwaltung über die Seſſionen hinaus gaben. 
Die Grundzüge des Regulativs haben in Hannover 
Anklang gefunden, ſind durchberathen und haben die 
ſtaatliche Genehmigung erhalten. Ich glaube, daß die 
Provinz im Allgemeinen mit der Einrichtung ſehr zu- 
frieden iſt. Es wäre gut, wenn dieſe Einrichtung nach 
und nach in alle anderen Provinzen des Staats ein- 
geführt würde. Die Regierung denkt dies zu thun und 
die ſtaatliche Aufſicht nur jo weit eintreten zu laſſen, 
als fie unbedingt nothwendig if. — Aus der Kreis- 
vertretung ſollen Ausſchüſſe gebildet werden, welche das- 
ſelbe Recht und dasſelbe zu leiſten haben, wie die 
Provinzial-Ausſchüſſe. Dann kommt es darauf an, im 
Wege der Geſetzgebung Dasjenige auszuſcheiden, was 
nach und nach auf die Organe abgebürdet werden 
kann. Wir können aber an die Organisation nicht 
früher feſt herangehen, als bis wir die Baſis feſtgeſtellt 
haben. Sollte die Kreis-Ordnung die Zuſtimmung 
des Hauſes erhalten, ſo wird unmittelbar darauf eine 


aus, daß es der Regierung mit den Reformen Ernſt Provinzial⸗Ordnung vorgelegt werden, demnächſt die 
iſt und deshalb halte ich die größte Offenheit für eine ländliche Gemeinde-Ordnung und darauf hin wird das 


Pflicht der Abgeordneten. Ich glaube, ich werde damit 
keinen Anſtoß bei meinen politiſchen Freunden erregen, 
denn konſervativ ſein, heißt nicht ſtilltehen. Die Kreis- 
Ordnung kann nur fruchtbringend ſein, wenn ein feſter 
Plan für die Reform vorliegt und dies, glaube ich, iſt 
leider nicht der Fall. 
Regierungen in der jetzigen Form haben, werden wir 
darauf verzichten müſſen, eine lebenefriſche Kreisordnung 
zu erhalten. Die Regierungsräthe kennen das praktiſche 
Leben oft gar nicht (Sehr richtig!) und der Schwer 
punkt' der Verwaltung liegt meiſt in der Hand der Sub- 

alternbeamten. (Sehr richtig!) Um die größten Kleinig- 
leiten werden oft viele Schreibereien gemacht und das 
Schlimmſte iſt, daß bei den Regierungs⸗Kollegien eigent- 
lich Nie mand verantwortlich iſt. Einer deckt den Andern 
und das Kollegium deckt Alle. Die nothwendigen 
Aenderungen anzugeben, iſt mit wenigen Worten nicht 
möglich. Der Redner erörtert darauf ſpeziell die Ver⸗ 
hältniſſe, wie ſie nach ſeiner Anſicht zu reformiren 
wären; er wünſcht, daß den Regierungs-Kollegien eine 
große Menge von Dingen abgenommen und den Lokal- 
Behörden übertragen würde, daß die Regierungs⸗Kol⸗ 
legien gewiſſermaßen nur die Rekurs⸗-Inſtanz bilden, die 
in dem Ober⸗Präſidenten endige. Dadurch würde viel 
Zeit und Geld erſpart. Will die Regierung die Re- 
formen ernſtlich, jo gehört ein rückſichtloſes Eingreifen 
dazu, weil die wohlgeſchloſſene Phalanx der Bureau 
kratie jo ſtark iſt, daß es kaum möglich iſt, fie zu durch 
brechen. Aber gehen wir einmal daran, laſſen Sie 
uns unſere Aufgabe in dieſer Weiſe auffaſſen zum Heile 
unſeres Vaterlandes. (Bravo!) 

Abg. v. Kardorff bedauert zunächſt, daß in der 
Provinz Hannover eine organiſche Verbindung zwiſchen 
den Behörden der Selbſtverwaltung und der Regierungs- 
verwaltung fehle. Man kann und darf nicht einſeitig 
organiſiren; man kann eine Kreis-Organiſation nicht 
vornehmen, ohne eine ganz beſtimmte Vorſtellung von 
der Organijation der Regierungsbehörden zu haben. Der 
Antrag Solger will einen ſolchen feſten Plan hervor 
rufen. Es fragt ſich jetzt, ſoll unſer parlamentariſches 
eben eine Lüge ſein, oder ein Wahrheit werden? 
(Hört, hört!) Wie bei der Juſtiz, ſo muß auch die 

rwaltung dazu übergehen, uns eine Reorganiſation 
zu geben, welche einen großartigen nationalen Charakter 
an ſich trägt. 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Von 
em Standpunkte der Regierung aus muß ich dem 

ntrage des Abg. Solger widerſprechen, weil er in 
einem erſten Theile etwas ausdrückt, womit die Staats⸗ 
degierung einverſtanden iſt und weil er in ſeinem zweiten 
heile etwas verlangt, was die Regierung unmöglich 
gewähren kann. Das Drängen nach ſofortiger Neorga- 
niſation kann nur dann gerechtfertigt erſcheinen, wenn 
e bisherige Organiſation ſo unbrauchbar wäre, daß 
e keinen Tag länger beibehalten werden könnte; oder 
un die neue Organisation vollſtändig vorbereitet wäre. 
er Ruf nach Selbſtoerwaltung iſt ganz allgemein, 
er meiner Anſicht nach ein bischen wüſt, weil man 
erh die Frage danach tauſend verſchiedene Antworten 
. Dann wird man einverſtanden ſein, daß man 
er Selbſtverwaltung doch nicht verſtehen kann, daß 
und nach die ganze Staatsverwaltung in die Hände 
Korporationen gelegt wird. Der Staat kann nur 
ten und nach diejenigen Branchen der Verwaltung, 
bind er nicht bedarf, in die Hände kommunaler Ver⸗ 
ungen legen; eine gleichzeitige ſtaatliche und kom⸗ 


m 
Male Verwaltung iſt verderblich. Verſtehen Sie unter 


on 


(Sehr richtig!) So lange wir. 


Gebäude aufgebaut werden können. Laſſen fie ung erſt 
feſte Grundmauern errichten, worauf wir mehrere Etagen 
aufſetzen können; ich denke, wir gehen damit einen 
ſicherern Weg, als mit dem wüſten Geſchrei. (Beifall 
rechts). 

Abg. v. Beeſten proteſtirt gegen die Abänderung 
der hannoverſchen Aemterverfaſſung ohne Geſetz, iſt 
jedoch wegen der Unruhe faſt gar nicht verſtändlich, 
ebenſo der folgende Redner Abg. v. Binde (Olbendorff). 

Abg. Dr. Waldeck: Die Budget-Debatte iſt der 
Ort zur Erörterung ſolcher Prinzipienfragen und wenn 
wir dies feſthalten, ſo wird die Debatte gute Folgen 
haben. Am 11. September 1867 haben wir ſſchon 
die Grundſätze ausgeſprochen, von denen ausgegangen 
werden muß. Es muß ausgegangen werden von der 
Gemeinde. Die Aufforderung, welche wir an die Re- 
gierung gerichtet haben, iſt fruchtlos geblieben. Aber 
die heutigen Erklärungen des Miniſters zeigen, wie groß 
die Kluft iſt, welche das ganze Haus von der Staats- 
regierung trennt. Wenn die Staatsregierung ſich dem 
Antrage Solger widerſetzt, dann haben wir von ihr 
gar nichts zu erwarten. (Sehr richtig!) 

Wo iſt hier von einem Plane die Rede? Iſt 
das, was der Herr Miniſter vorgetragen hat, ein Plan? 
Beruht die Kreisordnung auf ſolchen Prinzipien, wie 
jetzt unſere Kreis- und Provinzialſtände, dann ſage ich, 
die ganze Kreisordnung iſt keine neue, kann keine neue 
ſein. Der Herr Miniſter will ſeinen Bau mit dem 
Dache anfangen und das Fundament, die Gemeinde- 
ordnung, erſt im nächſten Jahre vorlegen. Wir dürfen 
uns nicht das Armuthszeugniß ausſtellen laſſen, daß 
wir weit hinter Oeſtecreich ſtehen. (Sehr richtig?) In 
Oeſterreich, einem Staate von jo verſchiedenen Na- 
tionalitäten, hat die Gemeindeordnung ſich gemacht. 
Wenn wir etwas ſchaffen wollen, was Anſpruch auf 
Dauer haben ſoll, dann müſſen wir von richtigen 
Grundſätzen ausgehen. Man muß den Wahn des 
Regierens ablegen. Der Solger'ſche Antrag iſt das 
allein richtige, und ich wünſche, daß die Stantsregie- 
rung es vermöchte, ſich auf den Standpunkt zu ſtellen, 
den dieſer richtig aufgefaßte Antrag einnimmt. (Beifall.) 

Abg. Dr. Braun (Wiesbaden): Nicht die be⸗ 
ſoldeten Bureaukraten, ſondern die Verwaltung durch 
unbeſoldete Ehrenämter iſt die wahre Selbſtverwaltung. 
Mit den beſoldeten Bureaukraten lann man wohl eine 
Dezentraliſation einführen, niemals aber eine Selbſt- 
verwaltung. Wollen wir eine Selbſtverwaltung, jo 
müſſen wir den Formalismus beſeitigen, den Inſtanzenzug 
abſchaffen und die betreffenden Aemter in unbeſoldete 
Ehrenämter verwandeln. Oeſterreich ſollte gerade ein 
abſchreckendes Beiſpiel für uns ſein, wohin man kommt, 
wenn man den Staat in einzelne Territorien theilt und 
die Idee des Staats in einzelne Scherben zertrümmert. 
Ein ſolches Syſtem iſt gut, wenn man dem unbe- 
dingten Pietismus huldigt, nicht aber für uns, wo auf 
der einen Seite der Staatsregierung der Landtag, auf 
der andern aber der König ſteht. Der Redner ſchil⸗ 
dert hierauf die Zuſtände in Naſſau und wiederholt 
jeine Bitte vom vorigen Jahre, die Doppelglie derung 
in Naſſau zu beſeitigen und das Inſtitut der Amtleute 
aufzuheben. Die Meinung, daß die Provinz Naſſau 
ſchlechter behandelt werde, als die übrigen Provinzen, 
halte ich für kindiſch. Wir leiden, worunter wir Alle 
leiden, und erſt, wenn die allgemeinen Klagen beſeitigt 
ſind, wird ſich der alte Spruch bewahrheiten: Eine 
Freiheit macht uns Alle frei. Der Redner bringt 
ſchließlich die Stellung der Bürgermeiſter in Naſſau 


zur Sprache, die jeden Augenblick abſetzbar ſeien, und 
wünſcht Gleichſtellung derſelben mit den Bürgermeiſtern 
der übrigen Provinzen, und kündigt event. einen dahin 
gehenden Antrag an. f 

Der Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg 
erwidert, daß er die Frage, ob es zweckmäßiger ſei, 
Bürgermeiſter auf Lebenszeit, als auf Zeit anzuſtellen, 
vielfach geprüft, aber noch zu keinem feſten Beſchluſſe 
darüber habe gelangen können. Werde der Abg. 
Vraun einen Antrag einbringen, ſo wäre derſelbe einer 
ſorgfältigen Prüfung zu unterwerfen. — Das Ver- 
fahren des Provinziallandtages in Hannover beweiſe, 
daß die Selbſtverwaltung auch darin beſtehen könne, 
daß fie beſoldete Beamte an die Spitze ſtelle. 

Abg. Duncker: Das neue hannoverſche Regu⸗ 
lativ ſtellt ganz neue Grundſätze der Selbſtverwaltung 
auf. Solche wichtige Prinzipien ſind doch nicht zu ver⸗ 
eiubaren zwiſchen dem Miniſter des Innern und dem 
Provinziallandtage, ſondern ſie müſſen auf dem Wege 
der Geſetzgebung feſtgeſtellt werden. Eines Theiles 
unſeres Budgetrechtes haben wir uns ſchon entäußern 
müſſen zu Gunſten des Reichstages und des Zollpar⸗ 
laments und wenn die Selbſtverwaltung ſo eingeführt 
wird wie in Hannover, ſo wird uns noch ein Theil 
unſeres Budgetrechtes genommen. Ich muß davor 
waren, daß unter dem Rufe der Selbſtverwaltung uns 
von unſern Kompetenzen immer mehrere abgetragen wer⸗ 
den, ehe wir wiſſen, welchen Körperſchaften dieſe Kom⸗ 
petenzen übertragen werden. Ich verlange von dem 
Miniſter des Innern keine ideale Selbſtverwaltung, 
aber ich verlange von ihm, daß er die nothwendigen 
Organe der Selbſtverwaltung kennt und wo er fie fin- 
det, fie auch ſchüßzt. Wenn das Prinzip der Beſtäti⸗ 
gungsverſagung beibehalten wird, ſo ſehe ich darin einen 
Angriff auf die Selbſtverwaltung. Ebenſo bitte ich den 
Herrn Miniſter des Innern, ſeine Behörden anzuweiſen, 
die Vereinsgeſetze in liberaler Weiſe zu handhaben. In 
Berlin geſchieht dies, und dennoch kommen Ueberſchrei⸗ 
tungen vor, daß Leute wegen geringfügiger Umſtände 
mißhandelt werden. (Oho! rechts.) Dieſe Dinge geben 
zu ernſten Erwägungen Veranlaſſung, denn ich habe 
hier einen Bericht aus Eſſen, wo es ſogar zu einem 
Blutvergießen zwiſchen dem Volle und der Polizei ge- 
kommen iſt, wegen einer vollſtändig ungeſetzlichen Hand⸗ 
habung des Vereinsgeſetzes ſeitens der letzteren. Wozu 
ſoll das führen? Zu Geſetzesverletzung auf allen Sei- 
ten. Wo einigermaßen die Vereinefreiheit reſpektirt wird, 
blicken Sie hin auf die Ordnung und den friſchen Geiſt 
der Verhandlungen. (Lachen rechts.) Sehen Sie hin, 
wo das freie Wort geſtattet iſt, da iſt eine geſunde nnd 
heilſame Richtung in dem Vereinsleben in weiten Krei- 
ſen wahrzunehmen. (Sehr wahr!) 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: In 
dem vom Vorredner angeführten Falle handelt es ſich 
um einen Wirth, der ſich gegen eine Verfügung der 
Polizei auflehnte, die ihm eine Verſammlung in ſeinem 
Lokale nicht geſtatten konnte, weil dasſelbe nicht zu be⸗ 
auffichtigen war. Wenn bei dieſer Gelegenheit Ver⸗ 
letzungen vorgekommen ſind, jo haben ſich dies Diejeni⸗ 
gen zuzuſchreiben, die ſich in offener Auflehnung gegen 
das Geſetz befanden. Das Vereinsgeſetz wird überall 
nach dem Geſetze gehandhabt, auch hier in Berlin, und 
den Anführungen des Vorredners muß ich beſtimmt 
widerſtreiten. Er hat kein einziges Faktum angeführt, 
Solche Dinge, ohne irgend welche Begründung hier vor⸗ 
zubringen, iſt gewiß nicht Sache eines Abgeordneten, 
ich meine der Herr ſollte dies der „Volkszeitung“ über- 
laſſen. 

Abg. v. Bennigſen: Ich will nur einzelnen 
Bemerkungen entgegen treten, die in Bezug auf die 
Provinz Hannover gemacht ſind. Ich nehme für uns 
das Recht und die Pflicht in Anſpruch, die Rechte der 
Regierung und des Landtages zu achten auf Grund der 
Beſtimmungen der Verfaſſung. Ich behaupte aber, daß 
wir, wie wir die Verhältniſſe in Hannover geordnet ha- 
ben, keinesfalls in Widerſpruch mit der Verfaſſung ſtehen, 
am wenigſten den Rechten dieſes Hauſes entgegentreten. 
Das letztere wäre gradezu ein wahnſinniges Unterneh- 
men; thäten wir dies, ſo würden wir kein Gehör im 
Haufe mehr finden. Die geſetzliche Grundlage für un- 
ſere Verwaltung wurde durch Königl. Verordnung wäh⸗ 
rend der Diktatur geſchaffen und es handelte ſich für 
den Provinzial-Landtag von Hannover nur darum, daß 
er dieſelbe zur Ausführung brachte. Das Negülativ 
hätte weder der Zuſtimmung der Regierung noch des 
Landtages bedurft, nicht einmal der Regierung, wenn 
fie nicht wegen des Aufſichtsrechtes intervenirt hätte. — 
Die Tagesordnung hat meiner Meinung nach ganz kor⸗ 
rekt gehandelt, Inden fie den Beſchlüſſen des Provin⸗ 
zial⸗Landtages die Beſtätigung gab. Man hat uns 
vorgeworfen, daß wir feudale Staatsorganiſation ge- 
ſchaffen hätten. Ich gebe zu, daß unſere Inſtitutionen 
in mancher Beziehung verbeſſerungsfähig ſind; als es 
ſich aber darum handelte, ob eine Provinzial⸗Vertretung 
in Hannover überhaupt noch beſtehen ſollte, da werden 
Sie zugeben, daß dieſe Frage für uns von außerordent⸗ 
licher Bedeutung war. Wenn Sie bedenken, daß wir 
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mit einem konſervativen Miriſterium zu vereinbaren hat⸗ 
ten, jo wird es Sie nicht überraſchen, wenn ſelbſt libe⸗ 
rale Männer ihre Zuſtimmung zu Dingen gaben, für 
welche ſie niemals geſtimmt haben würden, wenn ſie 
frei geweſen wären. (Der Redner verbreitet ſich nun⸗ 
mehr ſpeziell über die Einrichtungen in Hannover.) Die 
Regierung hatte damals die Abſicht, ſo fährt er fort, 
den Provinzial⸗Landtag nicht wieder einzurichten, ſon⸗ 
dern dafür drei Kommunal⸗-Landtage zu ſchaffen. Wir 
haben deshalb geglaubt, im Intereſſe des preußiſchen 
Staates zu handeln, wenn wir auf ein Kompromiß 
eingingen. Wir hatten in Hannover überhaupt eine 
feſte Grundlage, auf welcher die Provinzial⸗Ordnung 
aufgebaut werden konnte. Es iſt dann die Schaffung 
eines beſoldeten Beamtenthums für die provinzialſtän⸗ 
diſche Verwaltung angegriffen worden; es ſoll dies ein 
Widerſpruch ſein mit den Tendenzen der Selbſtverwal⸗ 
tung. Verlangen Sie eine demokratiſche Verwaltung 
mit Ehrenämtern, ſo bewegen Sie ſich in unlösbaren 
Widerſprüchen; eine Verwaltung nur mit Ehrenämtern 
wird eine ariſtokratiſche, welche Alles in die Hände der 
Subalternbeamten legt. Dies ſcheint mir ſo klar, daß 
die Angriffe darüber mich überraſcht haben. Bei Ein⸗ 
richtung einer ſo großen Verwaltung müſſen Sie die 
Verbindung der Ehrenämter mit den beſoldeten Aemtern 
feſthalten. Die Verwaltung lediglich durch Ehrenämter 
führen, hieße ſie entweder in die Hände der Staats⸗ 
regierung zurückführen oder ſie ſchlecht machen. Die 
nationale Partei in Hannover würde ihre ganze Ver⸗ 
gangenheit verleugnen, wenn fie es ſich nicht zur Auf⸗ 
gabe machte, die Provinz ſo ſchnell wie möglich zu eini⸗ 
gen und, wenn ihnen da manches nicht gefallen ſollte, 
jo nehmen Sie doch bona fide an, daß wir nicht die 
Intereſſen der Provinz vertreten, ſondern daß wir die 
Intereſſen eines großen Theiles von Preußen vertreten. 
(Bravo !) 

Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird abge⸗ 
lehnt und nach einigen, unter großer Unruhe geſproche⸗ 
nen Worten des Abg. Reichenſperger die Sitzung 
vertagt. 

In einer perſönlichen Bemerkung erklärt der Abg. 
Dunker: Die letzte auf mich bezügliche Aeußerung des 
Herrn Miniſters des Innern paßt zur parlamentariſchen 
Sitte eben ſo, als wenn ich geſagt hätte, der Herr 
Miniſter hat ſeine Studien über Geſetzes-Auslegungen 
nicht in Preußen, ſondern in Japan gemacht. (Beifall.) 

Schluß nach 3½ Uhr. Nächſte Sitzung: Frei⸗ 
tag 10 Uhr. 

Tagesordnung: Fortſetzung der heutigen. 


Deutſchland. 

J Berlin, 3. Dezember. Der Miniſter⸗ 
präſident Graf Bismarck iſt geſtern Nachmittag 4 Uhr 
mit ſeiner Familie hierher zurückgelehrt, nachdem er die 
Nacht vorher in Stettin zugebracht hatte. Die Ver⸗ 
zögerung der Rückkehr um einen Tag hat allen An- 
zeichen nach darin ihren Grund gehabt, daß zum 
Dienſtag Empfangefeierlichkeiten vorbereitet waren, die 
der Miniſterpräſident nicht wünſchte. Aus dieſem Grunde 
wurde auch im Miniſterium der auswärtigen Angelegen- 
heiten über die Stunde der Rückkehr des Grafen be⸗ 
ſtimmte Nachrichten nicht gegeben. Bekanntlich liebt es 
der Miniſterpräſident nicht, ſich zum Gegenſtand von 
äußern Ovationen machen zu laſſen. Inzwiſchen ſind 
demſelben doch von vielen Seiten Zeichen der Freude 
und Sympathie über ſeine Rückkehr zugegangen, wie 
denn überhaupt im ganzen Lande die Bedeutung ſeiner 
Wiederherſtellung mit Freuden anerkannt wird. Und 
daß Graf Bismarck in der That vollſtändig wieder her⸗ 
geſtellt iſt, beweiſt ſeine äußere Erſcheinung und ſein 
ganzes Auftreten, ſo daß er mit neuer Arbeitskraft und 
neuer Arbeitsluſt in alle Theile ſeiner vielverzweigten 
Thätigkeit wieder eintreten wird. Heute früh iſt Graf 
Bismarck vom Könige empfangen worden und hat dann 
den übrigen Theil des Tages mit Abſtattung von Be⸗ 
ſuchen zugebracht. — Im Vorgrund der politiſchen 
Tagesgeſchichte ſteht noch die Epiſode, die ſich in der 
Sitzung des Abgeordnetenhauſes am 1. Dezember bei 
der Berathung des Juſtiz-Etats ereignet hat. Ver⸗ 
muthlich wird man ſich überhaupt noch lange Zeit in 
Konjekturen über die angebliche Wandlung der Haltung 
des Juſtizminiſters Dr. Leonhardt ergehen. Unter 
dieſen Konjekturen mag vor Allem eine hervorgehoben 
werden, die dahin geht, daß Dr. Leonhardt in Folge 
ſeiner auf liberaler Seite ſehr beifällig aufgenommenen 
Rede über die Hypothekengeſetzgebung innerhalb des 
Miniſteriums oder in konſervativen Kreiſen um eine 
vorſichtigere Haltung angegangen worden wäre. Es 
liegt auf der Hand, daß ſowohl der Geiſt der be⸗ 
treffenden Rede des Juſtizminiſters als die Motivirung der⸗ 
jelben in Ueberſtimmung mit den Anſichten des Geſammt⸗ 
miniſteriums ſteht und auch die „Prov.-Correſp.“ hat 
dies unter Hinweis auf die Thronrede konſtatirt. Es 
kann aber auch noch beſonders verſichert werden, daß 
das Auftreten des Juſtizminiſters und die Rede desſelben 
bei der Hypotheken-Vorlage, ſowie die Erfolge dieſes 
Auftretens innerhalb des Geſammtminiſteriums mit Zu⸗ 


Brei in Stettin vierteljährlich 11 Thlr., 


mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgr., 


— — —u—— 
* ne > 6 Were. 
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aufgetaucht ſind und daß ein ſolches hannoverſches 


ewa ſo verſtanden werden, daß ein bisher gewerbe- braſſllanſcher Jaguar waren unter den Erſten, die 
fteuerpflichtiges Gewerbe nunmehr ſteuerfrei betrieben ihre Freiheit wieder erlangten, und mit Entſetzen und 
und ohne jede Anmeldung bei der Ortsbehörde ange- Reſpekt machte die verſammelte Menſchenmenge den 
fangen werden könne, ſondern es jet jeder Gewerbe majeſtätiſchen Thieren Platz. Der Tieger ſchlich in 
betrieb vor dem Beginne bei der Ortsbehörde anzumelden. einen ia der Nähe befindlichen Stall, wo er einge 
Tuch- und ſonſtige Schnittwaaren, ſowie Kaffeebohnen, ſchloſſen und ſpäter wieder eingefangen wurde. Der 

Jaguar ſpazierte ruhig die 22fte Straße herunter und 


Zucker, Zimt, Gewürze, Tabak und Cigarren u. ſ. w. 
gehören übrigens zu den verbotenen Hauſirartikeln. trat in das Haus eines Dr. Gebler, in deſſen Portal 
mehrere Damen ſtanden. Die höfliche Beſtie inkom⸗ 


— Nachdem die Königl. Regierung ſich damit 
modirte dieſelben aber nicht im mindeſten, ſondern 


einverſtanden erklärt hat, daß im Departement des bie- 
ſigen Appellationsgerichts an Orten, wo ſich ein Be- bahnte ſich einen Weg in die Küche, wo er die Reſte 
der Mittagsmahlzeit verzehrte und ſich dann ruhig 


dürfniß dazu herausgeſtellt hat, vollſtändig beſetzte Dorf⸗ 
gerichte in Gemäßheit des $ 79 folgende, Theil II wieder einfangen ließ. Inzwiſchen war auch ein Löwe 
Titel 7 Allgemeinen Landrechts, eingerichtet werdeu, hat entflohen und in der allgemeinen Verwirrung hatte ſich 
der Herr Juſtiz - Minifter durch Verfügung vom 27. ein weißer Florida-Wolf davongeſchlichen, der, weil er 
Oktober d. J. genehmigt, daß für die jo eingerichteten | einem Hunde täuſchend ähnlich ſah, von der Menge 
Dorfgerichte im betreffenden Departement die revidirtel gar nicht beachtet wurde. Der Wolf ſchlenderte ge⸗ 
Inſtrultion für die Dorfgerichte bei den von ihnen mächlich in den Straßen umher und ſchloß ſich einem 
vorzunehmenden gerichtlichen Verhandlungen vom 11.] Bürger an, dem er bis zu deſſen Hauſe folgte. Dieſer 
Mai 1854 nebſt der Gebührentare (Juſtiz-Miniſterial⸗ ihn für einen Hund haltend, ließ ihn mit in das Por- 
Blatt von 1854 Seite 206 bis 228) und mit dem tal treten, wo er beim Scheine der Gaslampe zu 
durch die Allgemeine Verfügung vom 19. Auguſt 1854| feinem Schrecken den wahren Charakter ſeines Gaſtes 
angeordneten Zuſatze zu $ 95 der Inſtruktion (Juſtiz⸗ erkannte. Er verlor jedoch nicht die Geiſtesgegenwart, 
Minifterial-Blatt Seite 334) zur Anwendung gelangt. ſondern öffnete die Thür feines Parterrezimmers, ließ 
den Wolf eintreten, und ſchloß hinter ihm ab. Dort 


— Die definitive Anftellung des Schulamts-Kan⸗ 
didaten Dr. Koch als ordentlichen Lehrers am Gym⸗ verbrachte das Thier, auf weichen Brüſſeler Teppichen 
ruhend, eine angenehme Nacht und wurde am andern 


naſtum zu Stolp iſt genehmigt worden. 
8 — Der Kaufmann Chr. O. Kisker hierjelbft] Tage von ſeinem rechtmäßigen Eigenthümer abgeholt. 
iſt zum niederländiſchen Konſul in Stettin ernannt 7 Boörſen⸗Verichte 

und demſelben das Exequatur diesſeits ertheilt worden. Stettin, 4. Dezör. Witterung: trübe und regnig. 

— Heute früh fand ein Arbeiter in der großen Temperatur + ee Bu 
Oderſtraße einen dem Handelsmann J. daſelbſt gehö⸗ f g Tr 
eigen Poſſchen über 25 Thie, den er nach Grmitte- a me Di ae 
lung des Eigenthümers auch demſelben überlieferte. 63—65 %, weißer 6568 , ungar. 55-58 , 
Selbſtredend hatte der Finder auf eine kleine Belohnung blaufpigiger gelber 58—61 , 83-85 pfd. pr. Dezem- 
für feine Mühe und Ehrüchtet gerechnet, welche ihm ö, rn Br a 66—65 ½ bez. u. Gd. 
denn auch in der Weiſe zu Theil ward, daß er, als er Roggen loco und nahe Termine wenig verändert, 
ſeinen Anſpruch dem J. gegenüber geltend machte, von] ſpätere matt, per 2000 Pfd. loco 50½ 51 4, feiuſter 
dieſem mit groben Worten aus der Thür geworfen 86 pfd. 52—52%, % bez. pr. Dezember 50—50 0 Gd, 
wurde. N % Br, Frühjahr 291, #9, 49Y,, 49%, bez., Mair 

Anelam, 3. Dezember. Die hier ſeit einiger 
Zeit von Seiten der Steuerbehörde eingeführte Vieh⸗ 
Kontrole, nach welcher für jedes zu Markte gebrachte 
Stück die Steuer baar erlegt werden mußte, hat ſich 
jetzt wiederum einer milderen Behandlung Seitens des 
Steueramtes zu erfreuen und iſt auf die frühere Praxis 
zurückgeführt worden. Den Bemühungen des Herrn 
Landrath v. Deren bei dem General-Divektor der Steu- 
ern in Berlin hat die Bevölkerung der Stadt und Um- 
gegend die Befreiung von dieſer drückenden Maßregel 
zu danken. 

Franzburg, 2. Dezember. Unſere See hat 
nach mehrjähriger Schonung diesmal zeitig ſein Opfer 
verlangt. Geſtern Abend beim Heimwege nach Richten⸗ 
berg über die Eisdecke gerieth der Bäckerlehrling Alm- 
ſtädt von hier in eine offene Stelle; den auf ſein Rufen 
herbeigeeilten Helfern gelang es mit eigener Gefahr, ihn 
wieder auf das Eis zu bringen, aber die Eiswand brach 
und der Unglückliche verſchwand darunter, um erſt heute 
wieder hervorgeholt zu werden. 

Kallies, 1. Dezember. (O.-Z.) Am ver- 
gangenen Sonntage, dem 29. v. M., fuhr der Guts⸗ 
pächter Geſelluus von dem zum Amte Balſter gehöri⸗ 
gen, 1½ Meile von hier entfernten Vorwerke Moritz⸗ 
burg mit einem ſeiner Tagelöhner, den er zum Kutſcher 


ſtimmung und Genugthuung aufgenommen worden ſind. 
Den eigentlichen Anlaß zu dem Auſtreten des Juſti 

miniſters hat außer dem Verlauf der Budget⸗Debatte 
und ſpeziell der Verweigerung der Summe für die Er⸗ 
richtung einer neuen Ober⸗Staatsanwalts⸗Stelle bei 
dem Obertribunal jedenfalls der Umſtand gegeben, daß 
gewiſſe liberale Organe ſeine politiſche Stellung ſeit 
längerer Zeit in ein falſches Licht zu ſtellen geſucht 
haben. Was übrigens den Verlauf der Debatte betrifft, 
ſo darf konſtatirt werden, daß außer den konſervativen 
auch liberale Blätter die perſönlichen Angriffe des Abg. 
Tweſten gegen den Minister nicht billigen. In dieſer 
Beziehung muß noch hervorgehoben werden, daß die 
Anſichten Tweſtens über das frühere Verhalten des 
Juſtizminiſters zuerſt in demokratiſch-welfiſchen Organen 


8 

Peſih, 2. Dezember. Sitzung der öſterreichi⸗ 
ſchen Delegation. Das Budget des Kriegsminiſteruums 
wurde größtentheils nach den Anträgen des Budget⸗ 
Ausſchuſſes genehmigt. Fürſt Czartorysli ſprach Na⸗ 
mens der polniſchen Mitglieder für Bewilligung der 
Regierungsvorlagen und betonte dabei die Nothwendig⸗ 
keit der Schlagfertigkeit des Heeres bei etwaigen Ver⸗ 
wickelungen in Europa. 3 | 

Peſth, 3. Dezember. Die Delegation des 
Reichsraths genehmigte in heutiger Sitzung das Extra⸗ 
ordinarium für die Landarmee mit unerheblichen Strei- 
chungen, nachdem der Kriegsminiſter die Nothwendigkeit 
der Grenzbefeſtigungen in Galizien hervorgehoben hatte. 

Gravenhaag, 3. Dezember. Die zweite 
Kammer hat ſich mit 53 gegen 8 Stimmen für die 
Beibehaltung der Todesſtrafe entſchieden. — Aus Ba⸗ 
tavia wird gemeldet, daß die Expedition gegen Bali 
(Klein Java) beendigt ill, 

Paris, 3. Dezember. Auf dem Kirchhof 
Montmartre hatte ſich ſeit früher Morgenſtunde eine 
zahlreiche Menſchenmenge eingefunden, welche vorwiegend 
aus Neugierigen beſtand und eine durchaus paſſive Hal⸗ 
tung beobachtete. Gegen 11 Uhr hafte ſich die Menge 
derartig vermehrt, daß die Polizei zur Räumung des 
Kirchhofes ſchritt. Die Anweſenden gaben der erſten 
Aufforderung ohne Weiteres Folge bis auf drei Indi⸗ 
viduen, welche verhaftet wurden. Nach der Räumung 
des Kirchhofes blieben noch einige hundert. Perſonen, 
augenſcheinlich aus Neugier, vor demſelben zurück. Als 
gegen 3. Uhr Nachmittags das Promeniren vor dem 
Kirchhof einen demonſtrativen Eharakter annahm, zer⸗ 
ſtreute die Polizei die verſammelte Menge, ohne erheb⸗ 
lichen Widerſtand zu finden und nahm einige PN 
tungen vor. Im Innern der Stadt, wo die Ruhe 
nirgends geſtört wurde, erfuhr man erſt ſpät von dieſen 
Vorfällen. 

Rom, 26. November. Man weiß, wie die 
Römer vom ſiebenten Jahrhundert der Stadt an den 
fremden Marmor nicht allein wie die Griechen zum 
Schmucke der öffentlichen Gebäude und zu Skulpturen, 
ſondern auch zur Verzierung der inneren Räunze der 
Wohnungen und für das gewöhnliche Leben verwende 
ten. Ihre Prachtliebe trieb bald mit farbigem Mar- 
mor eine ſolche Verſchwendung, daß die einſt ſeltenſten 
Steine durch den allgemeinen Gebrauch gleichgültig wur⸗ 
den. Von dieſen Steinarten des Auslands hatten 
manche, nachdem die Kunde von ihren urſprünglichen 
Gruben durch die Verwilderung jener Gegenden der- 
loren gegangen, bisher nur noch in den Ruten Roms 
ihr Vaterland. Die Entdeckung des Emporiums hält 
uns nun für jenen Verluſt reichlich ſchadlos. In letz⸗ 
ter Woche kamen an dem neuen Fundort gegen zwan⸗ 
zig große Maſſen des ſchönſten afrikaniſchen, penteliſchen, 
mileſiſchen und pariſchen Marmors zu Tage. Hr. Vis⸗ 
conti aber verſichert uns, daß die Hunderte der bisher 
ausgegrabenen Blöcke nur ein kleiner Anfang des gan⸗ 
zen noch vom Raſen bedeckten Lagers ſind. Nach einer 
niedrigen Schätzung wird der Werth des bisher gefun⸗ 
denen auf eine Mill. Fr. angeſchlagen. 

London, 3. Dezember. Der „Globe“ (Or⸗ 
gan der Konſervatioen) meldet, daß die Königin die 
Reſignation Disraelis angenommen hat. a 

Madrid, 3. Dezember. Espartero wird von 
vielen Seiten dringend aufgefordert, einftweilen die Dik⸗ 


Blatt in den letzten Tagen ſelbſt angeblich beſtimmte 
Data und angeblich wörtliche Aeußerungen des 
Dr. Leonhardt angeführt hat. Wir hören, daß 
an dieſen Angaben der Welfen⸗Blätter, jo; beſtimmt 
fie, auch auftreten, kein wahres Wort iſt, 7 
In einigen Blättern iſt die Nachricht enthalten, daß 
die Regierung die Abſicht kundgegeben habe, das Abge⸗ 
ordnetenhaus aufzulöjen, wenn ebenſo wie in der Kom⸗ 
miſſien im Plenum kein Beſchluß über die Beſchlag⸗ 
nahme des Vermögens des Exkurfürſten und Exkönigs 
Georg zu Stande käme. Zu einer ſolchen Aeußerung 
liegt überhaupt keine Veranlaſſung vor; die Regierung 
hegt keinen Zweifel, daß ein Beſchluß für Die Beſchlag⸗ 
nahme im Plenum des Hauſes zu Stande kommen 
wird. Wenn dies in der Kommiſſion nicht der Fall 
geweſen iſt, ſo hat das weniger an der prinzipiellen 
Abgeneigtheit, als in der Vielfältigkeit der geſtellten 
Amendements, die ſich alle ſehr nahe ſtanden, gelegen. 
Von einigen Seiten wird darauf hingewieſen, daß 
am, Dienſtag, am Tage, wo die erregte Sitzung im 
Abgeordnetenhauſe ſtattfand, mehr konſervative Abger 
ordnete beim Miniſter des Innern, Grafen Eulen- 
burg zum Diner geweſen jeien. Dieſe Notiz hat im 
Grunde wenig politiſche Bedeutung, ebenſowenig wie 
die Geſellſchaft, die beim Miniſter dinirt hat, eine poli⸗ 
tiſche geweſen iſt. Es muß indeſſen auffallen, daß 
dieſe Blätter nur die Einladung konſervativer Abge- 
ordneten melden, dagegen aber unerwähnt laſſen, daß 
der Miniſter des Innern allwöchentlich kleinere Diners 
giebt, zu denen Abgeordneten aller Fraltionen, die über⸗ 
haupt mit der Regierung in Verbindung ſtehen, Ein⸗ 
ladungen erhalten. Ebenſo wie der Abg. Bieck u. ſ. w. 
haben ſich auch die Abgordneten v. Unruh, v. Bennigſen 
u. ſ. w. unter den Gäſten des Miniſters befunden. — 
In dem preußiſchen Staatshaushalt für 1867 war 
für die Militärverwaltung die Summe von 41,442,094 
Thlr. ausgeſetzt. Durch die SS. 60 u. 62 der Ver- 
faſſung des norddeutſchen Bundes hat Preußen aber 
vom 1. Juli 1867 zu den Koſten der Militärver⸗ 

altung einen Betrag von 225 Thlr. für Einen vom 

undert der Bevölkerung zu zahlen. Die Bevölkerung 
Preußens ſtellte ſich aber auf 23,978,833 Köpfe und 
es betrug mithin der Beitrag Preußens für das zweite 
Semeſter 1867 26,953,650, Thlr. Nach dem Staats- 
haushalts⸗Etat ſtanden Preußen für dieſen Zeitraum 
aber nur 20,721,047 Thlr. zur Verfügung. Eine 
Ueberſchreitung des Etats war mithin unvermeidlich, ſie 
verringerte ſich jedoch erheblich durch Anrechnung der 
Ausgaben, welche Preußen durch die Bildung von drei 


Angemeldet: 200 tr. Rüböl. 
Regulirungs⸗ Preife: Weizen 66, Roggen 


Berlin, 4 Dezember. Staateſchult ſcheine 81 ½. 
Staats⸗Anleihe 4½ % 94%. Pomm Pfandbriefe 84%. 
Berlin-Stettiner Eiſenbabn⸗Aktien 13014. Meckl. Eiſen 


Noten 83%. Amerikaner 6% 8015. Hamburg 2 Mt. 


847%. Petersburg 3 W. 92%. Coſel-⸗Oderberger 114½ 
Lombarden 114 ½. 

Weizen flau, pr. Dezember 61 ½, April⸗Mai 60. 
Roggen flau, per Dezember 50 ½, 497%, Dezember-Jan- 
49%/,, ½, per April-Mai 49 ½, . Rübol matt, loco 
9½, per Dezember 93, pr. April⸗Mai 917. Spiritus 
ſteigend, loco 15½, pr. Dezbr. 1551, ½, Jan.⸗Febr. 
15 /, 13, pr. April » Mat 15%, 16. Petroleum loco 
7½. Hafer feſt, pr. Früh 3058s. 


— 


neuen Armeekorps gehabt hatte, jo daß die Etats-Ueber⸗ tatur zu übernehmen. genommen, nach unſerer Stadt, erzürnte ſich jedoch W 8 1 
ech ſich auf 1,453,078, Thlr. reduzirt, für Liſfabon, 1. Dezember. Heute hat hier eine hier mit ihm und dieſer äußerte, er wolle ſeinem ee ee e ee Tog 142½ G 
welche die Genehmigung des Landtags nachgeſucht wird, große Demonſtratlon gegen die Union mit Spanien tatt- | Herrn einen ſolchen Schaden zufügen, daß er noch „„ 2 Mt. 120, B 
Berlin, 3. Dezember. Se. Maleſtät der Kö⸗ unden. Inackend von Moritzburg gehen mußte. Als fie nach] London se crnneeee 10 Tag.] 6 24%, 1 
tale 8 N 2 
nig empfingen heute Vormittags den Bundeskanzler und Belgrad, 3. Dezember. Die Landestrauer[ M. zurückgekommen waren, entſtand in derſelben „m TUT ee 8 er 6 2 — 
Miniſterpräſſdenten Grafen von Bismarck⸗Schönhauſen. für den Fürſten Michael fand heute durch ein feierliches Nacht um 12 uhr in der Scheune Feuer. Diele iſt 2 M 81 35 
Ihre Majeftät die Königin ist geſtern Abend Requiem, welchem ſämmtliche Vertreter der fremden mit sämmtlichen Futtervorräthen ein Raub der Flam⸗ dremen 4 8 3 Mt. — 
hier eingetroffen und wurde am Bahnhofe von Sr.] Mächte beiwohnten, ihren Abſchluß. men geworden, und außerdem verbrannten noch 30 St. Peters bg 3 Weh. — 
Majeſtät dem Könige empfangen und zum 8 lais be⸗ Athen, 1. Dezember. Zum Präſidenten der Schafe und 2 fette Schweine. Der Tagelöhner iſt als[ Wien.. „ an 887% — 
gleitet. Ihre Majeftät empfing heute den ech der Kammer iſt Droſſus, der minifterielle Kandidat, ger mulhmaßlicher Brandſtifter verhaftet. eee eee “| Io mb. 4 K 
Königlichen Familie. n wählt worden. N enn 4% 94%, B 
— Prinz Reuß, obſchon persona grata bei? Pommern. — ar REDE e e nF e 5 103 5 
Napoleon, ſoll in Petersburg bleiben, weil er auch dort Stettin, J. Dezember. Ein dem Namen] Cpoche aged f ee Mae pas en f njt a Dede U wü 3% nn 
ſich der Gunſt des Kaisers erfreut. Möglich wäre es nach bisher unbekannter hieſiger Arbeiter ſprang in der Me das leere Haus = die laue Aufnahme, 95 Fe ͤĩͤ N 35 1 he 
alio, daß Herr o. Werther don Wien nach Parts der. Abſſcht, fi. zu ertränfen,. ‚heute Vormittag vom Zuge geſern das Bichpeſfer ſche Schaufpiel Se bee e e 2 9% 8 
ſetzt würde und Herr v. Magnus, welcher bei dem] der Baumbrücke aus in die Oder. Derſelbe wurde 90 > 4 aufpiel „ 57 „ Rentenb +++ erereree- 4 90% B 
Kaſſer Franz Joſef wegen der Beziehu Ben ide l pn 8 fand. Daß der größte Theil der darin beſchäftigten] Ritt. P. P. B. A.. enn. 4 88 B 
] 3 „Joſef weg ziehungen zu frü- zwar kurz nachher durch einen Steuermann welcher ſich] Ku 5 N 3 8 7 
\ er Marimili RT A . N 4 er ſich[Künſtler des Dialektes nicht mächtig war, trug aller- | Berl.-St.B. A.. 4 131 B 
heren Kaiſer Marimilian beliebt iſt, nach Wien als mit einem Boote in der Nähe befand, aus dem Waſſer dings auch dazu bei, dem Stücke des Intereſſes zu ent- c ö ee rien, 4 *. 
Geſandter käme. Herr v. Schlözer kommt von Rom] gezogen und nach der Rettungsſtation bei der Baum- 10 e es 3 a eee Ay, pe 
it nnd nr 1 1 , leiden. Bei alledem war nicht zu verkennen, daß die .n, r vB 
nach Mexiko und Herr v. Canis wird in Madrid fer- brücke gebracht, indeſſen blieben die dort angeftellten | Darſteller der Hauptrollen, vor Allem Herr Fellen⸗ Starg. F. Ka. 475 944 
ner bleiben. Des Letzteren Reiſe nach der ſpaniſchen Wiederbelebungsverſuche erfolglos. Die Leiche it dem- 6 Sauen Et Steinburg (Brom), Frl. Se- St. st 701 an 8 92% B 
Hauptſtadt brachten franzöſiſche Blätter mit dem Projekt nächſt ins Kranlenhaus geſchafft word erg 0 upper ), Frl. einburg 0 ron), Frl. Se⸗ It. Atadt-O. . „ „ 4 „ 44 44 1 1 
1 ˖ S ! JenpAuE gel WO giſſer (Afra), Herr Weber (Toni), Frau Hod- St. Börsenhaus- O. 4 2 
in Verbindung, den, Erbprinzen von Hohenzollern - Sig- 88 vorigen Jahre ſind i 5 4 < 4 St. Schauspielh.⸗ O. — 
m 7 0 olle 9 Im gen Jahre ſind in unſerer Provinz ſchild (Madal) und Frau Meaubert (Walli) ihren spielh.-O. 5 
maringen zum Könige von Spanien zu machen, Der | 32, keſp. 28 Kandidaten der evangeliſchen Theologie Rollen allen möglichen Blei be an ee Pom. Chaussee b.-O ++. +++- 5 1024, B 
Prinz iſt ein Schwager des Königs von Portugal und, mit dem Wahlfähigkeitszeugniß verſehen, reſp. ordinirt eee en eee 4 = t Arenen eee 72° 14 0 
wie bekannt, katholiſch. 1 ’ Vernehmen nach ſtehen gegenwärtig einige ee — Lee, rng e | ‘ 114 
4. Die Redaktion der „Ibehoer Nachrichten“ hat — Die vom Staate übernommenen Zinsgaran⸗ N eee gen ae " Ehenfo Pomeraniar . . . 4 18.6, 
Jänmtlicen Herausgebern von Zeitungen in Schleswig | tien haben im Jahre 1867 betragen: für die hinter- wi gs h 9 = i eue Union 1 4 107½ 
N \ \ ö 1 Sl. / 4 i BER. der wird die Oper durch das Eintreten eines neuen, tüch⸗ St. Speicher- AA.... q — 
und Holſtein ein Geſuch an den Landtag zur gemein- pomm rſche Eſſenbahn 334,229 Thlr., für die vor⸗ t ben Zenorif Auſschwung nehmen t. P a * 5 5. 
jamen Unterſchrſt unterbreitet, um die Aufhebung der pommerſche Eienbahn 405,803 Thle. eee „„ — 
Zeitungeſtempelſſeuer ünd Kautionsverpflichtung der Her- — Bei den Kavallerie-Regimentern ſollen Beur- Vermiſchtes. N. St. Zuckorsied sr 9r 4 5 
ausgeber zu erbitten. Die dänischen Zeitungen in Schles⸗ laubungen zur Dispofition der Tiuppentheile vor been⸗ — In Philadelphia brach vor Kurzem in einer Mesch. Zuckerfabrik +++ ++: 4 * 
tig, erflären, ſich an dieſem Schritt nicht betheiligen zu deter dreiſahriger Dienſtzeit nicht mehr ſtattfinden. Sügemühle eine Feuersbrunſt aus, die ſich auf einen 3 e e FR 
wollen, well fie — obgleich ſonſt auch ihnen eine mil- — Es iſt die amtliche Erklärung für nothwendig] anſtoßenden Schuppen auszudehnen drohte, in welchem] St. Portl-Comentf. +++ 4 ir 
dere Behandlung wünſchenswerth wäre — überhaupt erachtet worden, daß die durch das Bundesgeſez vom die wilden Beſtien einer reiſenden Menagerie unterge- St. Dampfschlepp G., + **" 5 2 
aus Prinzip leine andere Gemeinſchaft mit den Hol-] 8. Juli d. J. eingeführte Gewerbefreiheit ſich nicht auf bracht waren. Der Beſißer derſelben, der ſein Eigen- St. Dampfschiff 9... .. 5 3 
ſteinern zu haben wünſchen, als die ihnen bereits durch die Hauſirgewerbe erſtrecke, ſondern zu dieſen nach wie thum retten wollte, machte ſich mit ſeinen Wärtern . 4 100 bz 
die gegenwärtigen Umjtände gegen ihren Willen auf- vor ein Gewerbeſchein der Bezirksregierung nothwendig ſchleunigſt ans Werk, die Käfige mit den wilden Thie⸗PValkan +++: +-- N ee m 
erlegt iſt. a ai ine iſt, ſofern das Hauſirgewerbe nicht zum Betriebe inner- ren aus dem bereits brennenden Schuppen ins Freie St. Dampfmühlo : 4 2 
778 Die, Weihnachtsferien des Abgeordnetenhauſes halb des zweimeiligen Umkreiſes des Wohnortes, auf zu ſchaffen. Durch die haſtige und vehemente Bewe⸗ Bommerensd. Ch. F.... 4 ® 
werden am 19. Dezember beginnen und mit dem 12. Grund eines kreispolizeilichen Erlaubnißſcheines, geftattet | gung wurden einige der Käfige zerbrochen und nicht eee — — 
Januar zu Ende ſein. worden iſt. Aber auch für die ſogenannten ſtehenden wenige „Söhne der Wildniß“ dadurch in unerwartete Gemeinn. Bandes, RT 5 a 
— Gewerbe dürfe der Ausdruck „Gewerbefreiheit“ nicht!“ Freiheit geſcht. Ein bengaliſcher Königstiger und ein [Grabow Stadt-O bl. 5 
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Anleihe 54. Oeſterreichiſche Banknoten 85 ½. Ruſſ. 
—,. London 3 Mt. —. Paris 2. Mt. —. Wien 2 Mt. 
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